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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

Das Landesabgeordnetengesetz vom 9. Oktober 2019 (GVBl. 
S.  674), das zuletzt durch Gesetz vom 9. Februar 2021 (GVBl. 
S. 158) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Die Entschädigung beträgt 6 657 Euro vorbehaltlich der 
Anpassung nach den Absätzen 3 und 4.“

b)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Die Entschädigungen nach den Absätzen 1 und 2 

werden ausgehend von dem nach Absatz  4 beschlossenen 
Betrag jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres der Wahl-
periode an die Verdienstentwicklung angepasst. Maßstab für 
die Anpassung ist die Entwicklung des auf Berlin bezogenen 
Nominallohnindexes. Das Amt für Statistik Berlin-Branden-
burg teilt die prozentuale Veränderung des Nominallohnin-
dexes im vorangegangenen Jahr bis zum 1. September eines 
jeden Jahres der Präsidentin oder dem Präsidenten mit. Die 
Präsidentin oder der Präsident veröffentlicht den neuen Be-
trag der Entschädigung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin.“

2.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein Mitglied des Abgeordnetenhauses erhält eine 
monatliche Kostenpauschale, insbesondere für Schreib-
arbeiten, Porto, Telefon, Fahrkosten und die Unterhaltung 
eines Büros außerhalb des Gebäudes des Abgeordnetenhau-
ses (externes Büro) in Höhe von 2 779 Euro, vorbehaltlich 
der Anpassung nach Absatz  6. Externe Büros sind nach 
Maßgabe der Richtlinien des Präsidiums räumlich, sachlich 
und personell von Partei- und anderen Nutzungen zu trennen 
und dürfen von bis zu drei Mandatsträgern in Berlin gemein-
sam genutzt werden. Unterhält ein Mitglied des Abgeordne-
tenhauses kein externes Büro, so verringert sich die Kosten-
pauschale nach Satz 1 um 1 000 Euro. Werden externe Büros 
gemeinschaftlich von Mitgliedern des Abgeordnetenhauses 
genutzt, so verringert sich die jeweilige Kostenpauschale 
nach Satz 1 um 150 Euro. Ist ein externes Büro nicht größer 
als 100 m², wird auf Antrag des Mitglieds des Abgeordne-
tenhauses gegen Einzelnachweis ein Betrag von bis zu 1 500 
Euro monatlich zugrunde gelegt, soweit die monatlichen 

Bruttowarmmietkosten den Betrag von 1 000 Euro überstei-
gen. Um diesen, 1 000 Euro überschießenden Betrag, wird 
die Kostenpauschale nach Satz  1 höchstens um 500 Euro 
erhöht. Etwaige Kostenänderungen, insbesondere auf Grund 
von Nebenkostenabrechnungen der Vermieter, sind unver-
züglich zur Verrechnung anzuzeigen. Ferner werden jedem 
Mitglied des Abgeordnetenhauses für die externe Büronut-
zung auf schriftlichen Antrag und gegen Nachweis Büroaus-
stattungskosten, die zwar Um- und Ausbau- und Instandset-
zungs- und Kosten für Schönheitsreparaturen, Maklerinnen- 
und Maklerkosten und Kautionskosten, nicht jedoch 
Verbrauchsmaterialien des täglichen Bürobedarfs umfassen, 
in Höhe von bis zu 5 000 Euro je Legislaturperiode erstattet, 
auch wenn diese vorzeitig beendet werden sollte oder eine 
gemeinschaftliche Büronutzung stattfindet. Der jeweilige 
Büronutzungs- oder Mietvertrag ist dem Abgeordnetenhaus 
vorzulegen. In Fällen gemeinschaftlicher Büronutzung oder 
-ausstattung im Sinne dieser Norm sind gemeinschaftliche 
Verträge und Rechnungen zulässig; es werden Pro-Kopf An-
teile zu Grunde gelegt. Kaution und etwaige Zinserträge 
sind nach Freigabe durch die Vermietenden zurückzuzahlen, 
es sei denn, sie werden zur Abwicklung des Mietverhältnis-
ses zweckentsprechend verwendet; eine Rückzahlung der 
übrigen Büroausstattungszahlungen sowie eine Herausgabe 
oder ein Wertersatz bezüglich der angeschafften Sachen fin-
den nicht statt (verlorener Zuschuss).“

b)	 Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Das Land übernimmt auf schriftlichen Antrag für jedes 
Mitglied des Abgeordnetenhauses die nachgewiesenen Zah-
lungsverpflichtungen, die ihm aus der Beschäftigung von bis 
zu vier Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern entstehen, soweit 
der vereinbarte Arbeitslohn insgesamt einen Betrag von mo-
natlich 6 930 Euro zuzüglich der gesetzlichen Lohnneben-
kosten des Arbeitgebenden nicht übersteigt.“

3.	 Nach § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird folgende Nummer 3a 
eingefügt:
„3a.	�während der anhaltenden SARS-CoV-2-Epidemie aus vor-

beugenden gesundheitlichen Gründen veranlasst ist,“
4.	 § 20 wird wie folgt geändert:

a)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b)	 Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Den Mitgliedern des Abgeordnetenhauses können in 
besonderen Situationen zur Aufrechterhaltung der Funk-
tionsfähigkeit des Parlaments Leistungen der notwendigen 
Gesundheitsfürsorge gewährt werden.“

Drittes Gesetz
zur Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

Vom 10. März 2022
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Artikel 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 mit Wir-
kung vom 1. Januar 2022 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 4 tritt mit Wirkung vom 1. März 2020 in 
Kraft.

(3) Artikel 1 Nummer 2 tritt mit Wirkung vom 1. März 2022 in 
Kraft.

(4) § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3a des Landesabgeordnetengeset-
zes vom 9. Oktober 2019 (GVBl. S. 674), das zuletzt durch dieses 
Gesetz geändert worden ist, tritt mit Ablauf des 3. Juli 2022 außer 
Kraft.

Berlin, den 10. März 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
§ 8a Absatz 4 des Gesetzes über die Entschädigung der Mitglieder 

der Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürgerdeputierten und 
sonstiger ehrenamtlich tätiger Personen vom 29. November 1978 
(GVBl. S.  2214), das zuletzt durch Artikel  5 des Gesetzes vom  
27. August 2021 (GVBl. S. 982) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1.	 In Satz  1 werden die Wörter „drei Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter“ durch die Wörter „vier Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter“ ersetzt.

2.	 In Satz 2 Nummer 1 wird die Angabe „4 227 Euro“ durch die 
Angabe „6 930 Euro“ ersetzt.

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 2022 in Kraft.

Berlin, den 10. März 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y

Siebtes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung der Mitglieder  

der Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürgerdeputierten  
und sonstiger ehrenamtlich tätiger Personen

Vom 10. März 2022
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1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel-
lersdorf von Berlin geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a des Baugesetzbuchs 
beachtlich sind. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden 
die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Satz 2 genannten Verletzungen 
oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und die in 
Satz  1 Nummer  4 genannte Verletzung gemäß §  32 Absatz  2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. Februar 2022

Bezirksamt  
Marzahn-Hellersdorf von Berlin

G o r d o n  L e m m
Bezirksbürgermeister

Juliane  W i t t
Bezirksstadträtin für 

Stadtentwicklung, Umwelt- 
und Naturschutz, Straßen und 

Grünflächen

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel  9 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBI. I S. 4147) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 Ab-
satz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. September 2021 
(GVBl. S.  1119) geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin:

§ 1
Der Bebauungsplan XXIII-32a-1 vom 10. Oktober 2016 mit 

Deckblatt vom 25. Oktober 2017 für das Grundstück Waplitzer Stra-
ße 11 A im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Kaulsdorf, wird 
festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamts, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtplanung 
zuständigen Abteilung des Bezirksamts kostenfrei eingesehen wer-
den.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XXIII-32a-1 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Kaulsdorf
Vom 10. Februar 2022
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in Satz 1 genannten Frist werden die in Satz 1 Nummer 1 und 2 ge-
nannten Verletzungen oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und die in Satz 1 Nummer 3 genannte Verletzung ge-
mäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage im Geltungsbereich dieser Verordnung 
ohne die dafür nach § 2 erforderliche Genehmigung rückbaut oder 
ändert, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 des Baugesetz-
buchs ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 3 des Bauge-
setzbuchs mit einer Geldbuße belegt werden.

§ 6 
Ausnahmen

§ 2 ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die den in § 26 Num-
mer 2 Buchstabe a oder b des Baugesetzbuchs bezeichneten Zwe-
cken dienen und nicht auf Grundstücke, auf denen Vorhaben nach 
§ 26 Nummer 3 des Baugesetzbuchs errichtet werden sollen. Das 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin unterrichtet die 
Bedarfsträger dieser Grundstücke von dieser Verordnung. Beabsich-
tigt ein Bedarfsträger dieser Grundstücke ein Vorhaben im Sinne 
von § 2, hat er dies dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von 
Berlin anzuzeigen.

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Er-
haltungsverordnung gemäß § 172 Absatz 1 Nummer 2 BauGB für 
das Gebiet „Bergmannstraße-Nord“ im Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg von Berlin vom 4. Februar 2003 (GVBl. S. 119), geändert 
durch Verordnung vom 10. Juli 2018 (GVBl. S. 492), außer Kraft.

Berlin, den 22. Februar 2022

Bezirksamt  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

H e r r m a n n
Bezirksbürgermeisterin

S c h m i d t
Bezirksstadtrat für  

Bauen, Planen, Kooperative 
Stadtentwicklung

Anlage (1 Karte)

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden 
ist, in Verbindung mit § 30 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Aus-
führung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 
(GVBl. S.  578), das zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom  
27. September 2021 (GVBl. S. 1119) geändert worden ist, verordnet 
das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin:

§ 1 
Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für das in der Anlage zu dieser Verordnung 
eingegrenzte Gebiet „Bergmannstraße-Nord“ in den Grenzen Brach-
vogelstraße und Carl-Herz-Ufer als nördliche Begrenzung, Meh-
ringdamm, das Carl-Herz-Ufer und die Gelbelstraße im Osten, die 
Bergmannstraße und den Marheinekeplatz im Süden sowie den 
Südstern, die Blücherstraße und die Zossener Straße als westliche 
Begrenzung. Die Innenkante der gestrichelten Linie bildet die Ge-
bietsgrenze. Die Anlage ist Bestandteil dieser Verordnung.

§ 2 
Gegenstand der Verordnung

Zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
(§ 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs) bedürfen in 
dem in § 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Änderung oder die 
Nutzungsänderung baulicher Anlagen der Genehmigung.

§ 3 
Zuständigkeit

Die Durchführung der Verordnung obliegt dem Bezirksamt Fried-
richshain-Kreuzberg von Berlin.

§ 4
Unbeachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften

(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden
1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-

buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

3.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg von Berlin unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Nach Ablauf der 

Erhaltungsverordnung
gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs  

für das Gebiet „Bergmannstraße-Nord“ im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin
Vom 22. Februar 2022
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Anlage (zu § 1)



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      78. Jahrgang      Nr. 18     18. März 2022112

denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist werden die in Satz 1 Nummer 1 und 2 ge-
nannten Verletzungen oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und die in Satz 1 Nummer 3 genannte Verletzung ge-
mäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage im Geltungsbereich dieser Verordnung 
ohne die dafür nach § 2 erforderliche Genehmigung rückbaut oder 
ändert, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 des Baugesetz-
buchs ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 3 des Bauge-
setzbuchs mit einer Geldbuße belegt werden.

§ 6 
Ausnahmen

§ 2 ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die den in § 26 Num-
mer 2 Buchstabe a oder b des Baugesetzbuchs bezeichneten Zwe-
cken dienen und nicht auf Grundstücke, auf denen Vorhaben nach 
§ 26 Nummer 3 des Baugesetzbuchs errichtet werden sollen. Das 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin unterrichtet die 
Bedarfsträger dieser Grundstücke von dieser Verordnung. Beabsich-
tigt ein Bedarfsträger dieser Grundstücke ein Vorhaben im Sinne 
von § 2, hat er dies dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von 
Berlin anzuzeigen.

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Er-
haltungsverordnung gemäß §  172 Absatz  1 Nummer  1 und 2 
BauGB für das Gebiet „Graefestraße“ im Bezirk Kreuzberg von 
Berlin vom 30. Mai 1995 (GVBl. S. 484), geändert durch Verord-
nung vom 10. Juli 2018 (GVBl. S. 486), außer Kraft.

Berlin, den 22. Februar 2022

Bezirksamt  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

H e r r m a n n
Bezirksbürgermeisterin

S c h m i d t
Bezirksstadtrat  

für Bauen, Planen,  
Kooperative Stadtentwicklung

Anlage (1 Karte)

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 des Bau-
gesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 30 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1119) geändert worden ist, 
verordnet das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin:

§ 1 
Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für das in der Anlage zu dieser Verordnung 
eingegrenzte Gebiet „Graefestraße“ in den Grenzen des Planufers 
als nördliche Begrenzung, des Kottbusser Damms und des Her-
mannplatzes im Osten, der Hasenheide und Lilienthalstraße im Sü-
den sowie der Fontanepromenade, Urbanstraße, Grimmstraße und 
Dieffenbachstraße zwischen Grimmstraße und Planufer als westli-
che Begrenzung. Die Innenkante der gestrichelten Linie bildet die 
Gebietsgrenze. Die Anlage ist Bestandteil dieser Verordnung.

§ 2 
Gegenstand der Verordnung

(1) Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf 
Grund seiner städtebaulichen Gestalt (§ 172 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 des Baugesetzbuchs) bedürfen in dem in § 1 bezeichneten 
Gebiet der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung 
baulicher Anlagen der Genehmigung.

(2) Zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
(§ 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs) bedürfen in 
dem in § 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Änderung oder 
die Nutzungsänderung baulicher Anlagen der Genehmigung.

§ 3 
Zuständigkeit

Die Durchführung der Verordnung obliegt dem Bezirksamt Fried-
richshain-Kreuzberg von Berlin.

§ 4 
Unbeachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften

(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden
1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-

buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

3.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg von Berlin unter Darlegung des die Verletzung begrün-

Erhaltungsverordnung
gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 des Baugesetzbuchs für das  

Gebiet „Graefestraße“ im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin
Vom 22. Februar 2022
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2.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

3.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg von Berlin unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist werden die in Satz 1 Nummer 1 und 2 ge-
nannten Verletzungen oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und die in Satz 1 Nummer 3 genannte Verletzung ge-
mäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage im Geltungsbereich dieser Verordnung 
ohne die dafür nach § 2 erforderliche Genehmigung rückbaut oder 
ändert, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 des Baugesetz-
buchs ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 3 des Bauge-
setzbuchs mit einer Geldbuße belegt werden.

§ 6 
Ausnahmen

§ 2 ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die den in § 26 Num-
mer 2 Buchstabe a oder b des Baugesetzbuchs bezeichneten Zwe-
cken dienen und nicht auf Grundstücke, auf denen Vorhaben nach 
§ 26 Nummer 3 des Baugesetzbuchs errichtet werden sollen. Das 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin unterrichtet die 
Bedarfsträger dieser Grundstücke von dieser Verordnung. Beabsich-
tigt ein Bedarfsträger dieser Grundstücke ein Vorhaben im Sinne 
von § 2, hat er dies dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von 
Berlin anzuzeigen.

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Er-
haltungsverordnung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 
BauGB für das Gebiet „Weberwiese“ im Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg von Berlin vom 22. Juli 2016 (GVBl. S. 493) außer Kraft.

Berlin, den 22. Februar 2022

Bezirksamt  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

H e r r m a n n
Bezirksbürgermeisterin

S c h m i d t
Bezirksstadtrat  

für Bauen, Planen,  
Kooperative Stadtentwicklung

Anlagen (2 Karten)

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 des Bau-
gesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 30 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1119) geändert worden ist, 
verordnet das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin:

§ 1 
Geltungsbereich

Die Verordnung gilt jeweils für das in den Anlagen zu dieser Ver-
ordnung eingegrenzte Gebiet „Weberwiese“. Die Innenkanten der 
gestrichelten Linien bilden die Gebietsgrenzen. Die Anlagen sind 
Bestandteile dieser Verordnung.

(1) Entsprechend der Anlage 1 wird das Gebiet zur Erhaltung der 
städtebaulichen Eigenart gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
BauGB abgegrenzt durch die Hildegard-Jadamowitz-Straße und die 
Karl-Marx-Allee 92 bis 128 gerade als nördliche Begrenzung, die 
Lasdehner Straße, Kadiner Straße 12, Grünberger und Gubener 
Straße im Osten, die Straße Am Comeniusplatz und die Rüders-
dorfer Straße unter Einbezug der Rüdersdorfer Straße 70 im Süden 
sowie die Straße der Pariser Kommune als westliche Begrenzung.

(2) Entsprechend der Anlage 2 wird das Gebiet zur Erhaltung der 
Zusammensetzung der Wohnbevölkerung gemäß §  172 Absatz  1 
Satz  1 Nummer  2 BauGB abgegrenzt durch die Karl-Marx-Allee 
zwischen Straße der Pariser Kommune und dem Frankfurter Tor als 
nördliche Begrenzung, die Warschauer Straße im Osten, die Hel-
singforser Straße im Süden sowie die Marchlewskistraße, Wede-
kindstraße, Rüdersdorfer Straße und Straße der Pariser Kommune 
als westliche Begrenzung.

§ 2 
Gegenstand der Verordnung

(1) Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebietes auf 
Grund seiner städtebaulichen Gestalt (§ 172 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer  1 des Baugesetzbuchs) bedürfen in dem in §  1 bezeichneten 
Gebiet der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung so-
wie die Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung.

(2) Zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
(§ 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs) bedürfen in 
dem in § 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Änderung oder die 
Nutzungsänderung baulicher Anlagen der Genehmigung.

§ 3 
Zuständigkeit

Die Durchführung der Verordnung obliegt dem Bezirksamt Fried-
richshain-Kreuzberg von Berlin.

§ 4 
Unbeachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften

(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden
1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-

buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

Erhaltungsverordnung
gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 des Baugesetzbuchs 

für das Gebiet „Weberwiese“ im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin
Vom 22. Februar 2022
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§ 4 
Unbeachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften

(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden
1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-

buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

3.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg von Berlin unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist werden die in Satz 1 Nummer 1 und 2 ge-
nannten Verletzungen oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und die in Satz 1 Nummer 3 genannte Verletzung ge-
mäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage im Geltungsbereich dieser Verordnung 
ohne die dafür nach § 2 erforderliche Genehmigung rückbaut oder 
ändert, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 des Baugesetz-
buchs ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 3 des Bauge-
setzbuchs mit einer Geldbuße belegt werden.

§ 6 
Ausnahmen

§ 2 ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die den in § 26 Num-
mer 2 Buchstabe a oder b des Baugesetzbuchs bezeichneten Zwe-
cken dienen und nicht auf Grundstücke, auf denen Vorhaben nach 
§ 26 Nummer 3 des Baugesetzbuchs errichtet werden sollen. Das 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin unterrichtet die 
Bedarfsträger dieser Grundstücke von dieser Verordnung. Beabsich-
tigt ein Bedarfsträger dieser Grundstücke ein Vorhaben im Sinne 
von § 2, hat er dies dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von 
Berlin anzuzeigen.

§ 7 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.  

Berlin, den 24. Februar 2022

Bezirksamt  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

H e r r m a n n
Bezirksbürgermeisterin

S c h m i d t
Bezirksstadtrat  

für Bauen, Planen,  
Kooperative Stadtentwicklung

Anlage (1 Karte)

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl.  I S.  3634), das zuletzt durch Artikel  9 des 
Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl.  I S.  4147) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 30 des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S.  578), zuletzt geändert am 27. September 2021 
(GVBl. S. 1119), wird verordnet:

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für das in der Anlage zu dieser Verord-
nung eingegrenzte Gebiet „IBA 87 – Südliche Friedrichstadt“. Das 
„Erhaltungsgebiet IBA 87 – Südliche Friedrichstadt“ wird in sei-
nen nördlichen Ausläufern begrenzt von der Köthener Straße im 
Bereich der Hausnummern 28 bis 45, der Stresemannstraße im 
Bereich der Hausnummern 91 bis 127, der Anhalter Straße im Be-
reich der Hausnummern 1 bis 12, der Wilhelmstraße im Bereich 
der Hausnummern 36 bis 42, der Zimmerstraße im Bereich der 
Hausnummern 6 bis 23, der Charlottenstraße im Bereich der Haus-
nummern 81 bis 98, der Besselstraße zwischen Charlottenstraße 
und Markgrafenstraße, der nördlichen Grundstücksgrenze des Ge-
bäudes Markgrafenstraße 5 bis 8, der Lindenstraße im Bereich der 
Hausnummern 26 bis 37 und der Oranienstraße im Bereich der 
Hausnummern 99 bis 106. In Richtung Osten wird es begrenzt 
durch die Alte Jakobstraße im Bereich der Hausnummern 117 bis 
136 sowie die östliche Grundstücksgrenze der Lindenstraße 14 
(Jüdisches Museum). Die südliche Begrenzung erfolgt durch die 
Franz-Klühs-Straße und die südliche Grundstücksgrenze der Lin-
denstraße 14. Das Erhaltungsgebiet „IBA 87 – Südliche Friedrich-
stadt“ wird im Westen begrenzt durch die Wilhelmstraße im Be-
reich der Hausnummern 7 und 9, die Stresemannstraße im Bereich 
der Hausnummern 40 bis 78, die hinteren Grundstücksgrenzen der 
Schöneberger Straße im Bereich der Hausnummern 23 bis 24 (Fan-
ny-Hensel-Grundschule) und den Hafenplatz. Die Innenkante der 
gestrichelten Linie bildet die Gebietsgrenze. Die Karte im Anhang, 
die das Gebiet „IBA 87 – Südliche Friedrichstadt“ gemäß § 172 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BauGB ausweist, ist Bestandteil dieser 
Verordnung.

§ 2 
Gegenstand der Verordnung

Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebietes auf 
Grund seiner städtebaulichen Gestalt (§ 172 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 BauGB) bedürfen in dem in § 1 bezeichneten Gebiet (An-
hang 1) der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung 
sowie die Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung. Die 
Genehmigung darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anla-
ge allein oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen 
das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder 
sonst von städtebaulicher Bedeutung, insbesondere von geschicht-
licher oder künstlereischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur 
Errichtung baulicher Anlagen darf nur versagt werden, wenn die 
städtebauliche Gestalt des Gebietes durch die beabsichtigte bauli-
che Anlage beeinträchtigt ist.

§ 3 
Zuständigkeit

Die Genehmigung wird durch das Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg von Berlin erteilt.

Erhaltungsverordnung
gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BauGB 

für das Gebiet „IBA 87 – Südliche Friedrichstadt“ 
im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

Vom 24. Februar 2022
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